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Der VKU bedankt sich für die Möglichkeit, zu dem Referentenentwurf für ein Gesetz zur 

Einführung einer Strompreisbremse und zur Änderung weiterer energierechtlicher Best-

immungen Stellung nehmen zu können. 

 

Aufgrund der engen Fristsetzung von 20 Stunden kann der VKU in dieser Stellungnahme 

nicht zu allen Punkten detailliert Stellung nehmen. Wir behalten uns daher ausdrücklich 

vor, weitere Anpassungsvorschläge nachzureichen und auch noch kurzfristig ins weitere 

Verfahren einzubringen, zumal es sich um einen noch nicht innerhalb der Bundesregie-

rung abgestimmten Entwurf handelt.  

 

Wir geben außerdem zu bedenken, dass die gegebenen Zeitabläufe dem Sinn und Zweck 

einer Verbändeanhörung im Rahmen von Gesetzgebungsverfahren kaum noch gerecht 

werden können; insbesondere dann, wenn es sich um einen höchstkomplexen Regelungs-

vorschlag handelt und zudem über die Strompreisbremse hinaus zahlreiche weitere Ge-

setzesänderungen, z. B. des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, vorgenommen werden sol-

len. 

Positionen des VKU in Kürze 

Die kommunalen Unternehmen unterstützen die Bundesregierung in ihrer Zielsetzung, 

möglichst schnell Entlastung für die Verbraucherinnen und Verbraucher, auch bei den 

Stromkosten, zu schaffen. Vor diesem Hintergrund ist die Abschöpfung von Zufallserlösen 

aus Effekten der derzeitigen Energiekrise grundsätzlich nachvollziehbar.  

 

Der Gesetzentwurf beinhaltet jedoch ein sehr komplexes Vorhaben mit hoch ambitio-

niertem Zeitplan, der insbesondere mit der Erlösabschöpfung massiv in etablierte Markt-

mechanismen mit dem Risiko gravierender Nebenwirkungen eingreift: Die vorgeschlage-

nen technologiespezifischen Erlösobergrenzen, die geplante Abschöpfung von fiktiven 

statt realen Erträgen und die Fokussierung auf den Spotmarkt führen zu enormen ökono-

mischen Schieflagen und Rechtsunsicherheit. Auch besteht die Gefahr, dass die system-

notwendigen Funktionen von Termin- und Spotmarkt und die Liquidität der Handelsplätze 

gefährdet werden, die für Preisstabilität und Systemdienstleistungen wichtig sind. Zudem 

wird der operative Aufwand immens sein. Trotz des Stichtags 01.03.2023 handelt es sich 

nach wie vor um einen knapp bemessenen Umsetzungszeitrahmen. Aus diesen Gründen 

sollte ein Steuermodell als weniger harter Markteingriff und Alternative zu dem jetzt be-

absichtigten Modell intensiv geprüft werden. Die Umsetzung wäre noch in der Jahress-

teuernovelle möglich. 
 

Kernpositionen des VKU zum vorliegenden Gesetzentwurf sind:  

 Keine rückwirkende Einführung einer Erlösabschöpfung: Gegenüber der vorge-

schlagenen rückwirkenden Abschöpfung, selbst wenn sie erst ab 01.09.2022 gilt, 
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haben wir massive rechtliche Bedenken. Es sollte nicht über die Vorgaben der EU-

Notfall-Verordnung hinausgegangen werden. 

 Keine Verlängerung über den 30.06.2023 hinaus: Eine strikte Befristung der vor-

geschlagenen Regelung zur „Abschöpfung“ halten wir für zwingend notwendig, 

insb. um Planungs- und Investitionssicherheit für EE-Projekte zu schaffen. Die dro-

hende Verlängerung bis zum 31.12.2024 durch einfache Rechtsverordnung leh-

nen wir ab, auch unter dem Aspekt, dass für die Anlagenbetreiber auch die Gefahr 

besteht, dass die Stromerlöse zeitweise deutlich unter die bei der Investitionsent-

scheidung angenommenen Marktpreise fallen.  

 Erweiterung der nicht abzuschöpfenden Technologien: Von der Abschöpfung 

sollten auch ausgenommen werden: KWK-Anlagen, Biomasse, Abfall, Klär-

schlamm/Klärgas, Grubengas sowie Veredelte Braunkohle-Produkte. 

 Sicherheitszuschläge anheben: Die Sicherheitszuschläge müssen deutlich ange-

hoben werden, um Ungenauigkeiten bei der fiktiven Erlösermittlung auszuglei-

chen, insbesondere bei den wärmegeführten Anlagen. 

 Abgrenzung zwischen Anspruchsgruppen anpassen: Es ist sehr zu begrüßen, dass 

die Entlastungen für Januar und Februar im März nachgeholt werden sollen. Den-

noch stellt die Umsetzung der Strompreisbremse parallel zur Gaspreisbremse 

eine kaum zu bewältigende Aufgabe dar. Es ist daher besonders wichtig, dass Ab-

grenzung zwischen den Anspruchsgruppen anhand branchenüblicher Grenzwerte 

erfolgt. Daher sollte sich der Referenzenergiepreise anhand der Schwelle von 

100.000 kWh abgegrenzt werden. Denn hier liegt die übliche Grenze zwischen 

SLP- und RLM-Abnahmestellen. Ein anderer Abgrenzungswert ist nicht ohne Wei-

teres in den vorhanden IT-Systemen angelegt und erhöht den Umsetzungsauf-

wand und die Umsetzungsdauer erheblich. 

 Operativen Prozesses effizienter ausgestalten: Die prozessuale Umsetzung einer 

anstehenden Zufallsgewinnabschöpfung ist für alle Akteure der Energiewirtschaft 

eine Mammutaufgabe. Die Energiewirtschaft ist bereit, ihren Beitrag zu leisten, 

stößt aber an vielen Stellen schon heute an die Grenzen ihrer Möglichkeiten, 

wenn es um zusätzliche Umsetzungsthemen geht. Aufgabe der Netzbetreiber ist 

es grundsätzlich, das Netz zukunftssicher auszubauen und zu betreiben. Gerade 

aktuell fordert der erhebliche Zubau von PV-Anlagen, ebenso wie die krisenbe-

dingten Anpassungsprozesse (Rückwirkungen der Gas-Themen in den Strombe-

reich, erschwerte Beschaffung von Verlustenergie, u.v.m.), die Verteilnetzbetrei-

ber in besonderem Maße. Ziel muss es deswegen sein, den Mechanismus nicht 

nur effektiv hinsichtlich der Abschöpfung von Geldern, sondern auch effizient be-

züglich des operativen Prozesses auszugestalten. Im Übrigen lässt sich nur so im 

Rahmen der absehbar kurzen Umsetzungsfristen eine strukturelle Überforderung 

der vorhandenen Ressourcen, Verwirrung bei der Vielzahl der beteiligten Akteure 

und infolgedessen ein Umsetzungschaos vermeiden.  
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 Kreis der anspruchsberechtigten Unternehmen ändern: Der Gesetzesentwurf 

nimmt Unternehmen, die den Schwerpunkt ihrer Geschäftstätigkeit in der Erzeu-

gung, Umwandlung oder Verteilung von Energie haben, vollständig von den Ent-

lastungen aus. Dieser unternehmensbezogene vollständige Ausschluss ist entge-

gen den Aussagen in der Gesetzesbegründung nicht aufgrund des europäischen 

Beihilferechts geboten und führt zu einer Diskriminierung kommunaler Unterneh-

men. Gerade kleinere Stadtwerke haben neben der Energieversorgung häufig in-

nerhalb des Unternehmens noch Wasserversorgung, ÖPNV oder Bäderbetriebe. 

Diesen weiteren Tätigkeitsfeldern würde damit jede Förderung versagt, wenn sie 

nicht in separaten Gesellschaften betrieben werden. Aufgrund der entnahmestel-

lenbezogenen Entlastung des Gesetzes ist es allerdings einfach, diese nicht ge-

rechtfertigte Schlechterstellung zu vermeiden. Eine Entlastung darf nur für Ent-

nahmestellen ausgeschlossen werden, die der Erzeugung, Umwandlung oder Ver-

teilung von Energie dienen. 

 Rechtsanwendung bei Haushaltskunden innerhalb und außerhalb der Grund-

versorgung erleichtern: Die zur Vermeidung von Versorgungsunterbrechungen 

wegen Zahlungsrückständen von Haushaltskunden innerhalb und außerhalb der 

Grundversorgung gleichermaßen im EnWG und in den Strom- und Gasgrundver-

sorgungsverordnungen vorgesehenen bzw. geänderten Regelungen zum Angebot 

von Abwendungsvereinbarungen müssen vom systematischen Aufbau und vom 

Wortlaut her gleichlautend sein. Das erleichtert die Rechtsanwendung und schafft 

mehr Transparenz für Verbraucher und Energielieferanten (Grundversorger). 

Sachlich gerechtfertigte Gründe für eine differenzierte Betrachtung innerhalb und 

außerhalb der Grundversorgung sind nicht ersichtlich. 

 Vermiedene Netznutzungsentgelte als wichtige Erlöskomponente erhalten: Die 

geplante Aufhebung der Regelungen in § 120 EnWG und § 18 StromNEV bedrohen 

den Weiterbetrieb dringend benötigter Anlagen und steht damit im Widerspruch 

zur übergeordneten Krisenbewältigungsstrategie, das Stromangebot auszuwei-

ten bzw. zu erhalten. 

Vorbemerkungen 

Das Verfahren der Erlösabschöpfung beinhaltet unkalkulierbare energiewirtschaftliche 

und rechtliche Risiken. 

 

 Die Erlösabschöpfung führt dazu, dass Anlagen im Intraday sich nicht mehr an-

hand der höchsten Preise für eine Fahrweise entscheiden, sondern anhand des 

Spreads zwischen Day-Ahead (Spot) und Intraday. Durch die Erlösabschöpfung 

verändert sich die Entscheidung im Intraday. Ziel des Anlagenbetreibers ist die 

Maximierung seines Erlöses unter Berücksichtigung der Abschöpfung. Unter Be-

rücksichtigung der Erlösabschöpfung würde die Anlage nicht mehr bei höchsten 
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Preisen, sondern bei höchsten Spreads einschalten. Dieser Effekt sorgt dafür, dass 

Erzeugungsengpässe die im Spot bekannt sind nicht mehr Intraday bedient wer-

den, sondern sich Anlagen umorientieren und im Zweifel sogar Erzeugung aus 

Stunden mit Erzeugungsengpässen abziehen. Das Modell fördert so aktiv eine De-

stabilisierung der Energiemärkte, da Anlagen spreadgetrieben und nicht mehr 

marktpreisgetrieben agieren. 

 

 Der Abschöpfungsmechanismus hat nachteilige Auswirkungen auf die Investiti-

onsbereitschaft, die Funktionsfähigkeit der Märkte (z. B. Terminmarkt, PPA-

Markt), die nicht abschließend untersucht sind. Gleiches gilt für eine eventuelle 

Abwanderung von Wertschöpfung ins Ausland. 

 

 Der Versuch, eine einheitliche Abschöpfungsmechanik auf der Grundlage fiktiver 

Erlöse auf so viele Erzeugungstechnologien und heterogene Anlagenkonfigurati-

onen wie möglich anzuwenden, birgt die Gefahr, dass Anlagen, die für die Ener-

giewende und Versorgungssicherheit benötigt werden, nicht weiterbetrieben 

werden, z. B. hocheffiziente KWK-Anlagen durch Heizkessel ersetzt werden. Die 

Sicherheitszuschläge reichen nicht aus, um drohende Ungerechtigkeiten und Här-

ten abzufedern. 

 

Im Hinblick auf die langsam wieder absinkenden Preise sollte - vor allem bei der weiteren 

Verlängerung der Erlösabschöpfung - die Frage der Verhältnismäßigkeit dieses Instru-

ments besonders berücksichtigt werden. Für den Oktober wird ein Wind Onshore-Mo-

natsmarktmittelwert von 127,15 Euro/MWh ausgewiesen, er liegt also weit entfernt von 

den Preishöhen aus dem Sommer (August 460 Euro/MWh). Die Prognose für den Novem-

ber sieht ähnlich aus. Mit sinkenden Preisen wird es auch immer weniger abzuschöpfen 

geben, so dass das Aufwand-Nutzen-Verhältnis immer fraglicher wird. 
 

Stellungnahme  

Zu Artikel 1, Gesetz zur Einführung einer Strompreisbremse (Strom-
preisbremsegesetz – StromPBG) 

Teil 2, Entlastung der Letztverbraucher 

Zu § 4 StromPBG-Entwurf Abs. 5 Entlastung von Letztverbrauchern  

§ 4 Absatz 5 StromPBG sollte wie folgt gefasst werden: 

(5) Letztverbraucher, die Unternehmen sind, dürfen die Entlastung nach diesem Paragra-

phen nicht in Anspruch nehmen, wenn und solange 
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1. der Schwerpunkt ihrer Geschäftstätigkeit in für Entnahmestellen, die der Erzeugung, 

Umwandlung oder Verteilung von Energie dienen, sofern der gesamte Entlastungsbetrag 

des Unternehmens und verbundener Unternehmen über 2 Millionen EUR liegt oder  

wenn und solange […] 

 

Begründung: 

Gem. §§ 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 StromPGB dürfen Letztverbraucher, die Unternehmen sind, die 

Entlastung nicht in Anspruch nehmen, wenn und solange der Schwerpunkt ihrer Ge-

schäftstätigkeit in der Erzeugung, Umwandlung oder Verteilung von Energie liegt.  

 

Dieser unternehmensbezogene Ausschlusstatbestand ist diskriminierend und zu weitrei-

chend. Die Gesetze zu den Energiepreisbremsen sind dadurch gekennzeichnet, dass sie 

eine umfassende Entlastung aller Wirtschaftsstufen beabsichtigen. Eine Einschränkung 

des sachlichen Anwendungsbereichs ist dabei sinnvoll in Bezug auf Unternehmen, die 

Sanktionen unterliegen, und in Bezug auf die Verwendung von Energie zur Energieerzeu-

gung oder Energieumwandlung. Soweit Energie zur Energieerzeugung oder Energieum-

wandlung verwendet wird, ist es sinnvoll, Doppelförderungen zu vermeiden. Mit der Re-

gelung des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 EWPBG wird allerdings das gesamte Unternehmen von der 

Entlastung ausgenommen, wenn der Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit in der Erzeu-

gung, Umwandlung oder Verteilung von Energie liegt. Damit werden vor allem kleinere, 

nicht entflochtene Stadtwerke mit Netzbetrieb oder Fernwärmeversorgung als gesamtes 

Unternehmen von der Entlastung ausgenommen. Gerade diese Unternehmen haben aber 

in vielen Fällen noch weitere Geschäftsbereiche wie z.B. die Wasserversorgung, ÖPNV o-

der den Betrieb von Bädern. Diese Bereiche würden dann keinerlei Entlastung erhalten, 

ohne dass es hierfür eine sachliche Begründung gäbe. Da für die Ausnahme auf das Un-

ternehmen, gem. § 2 Nr. 27 StromPBG also auf den konkreten Rechtsträger abgestellt 

wird, ergeben sich auch vollkommen willkürliche Ergebnisse, je nachdem ob der Netzbe-

trieb oder die Fernwärmeerzeugung in einer eigenen Gesellschaft betrieben werden oder 

nicht. Die Rechtfertigung für die Regelung liegt nach der Gesetzesbegründung in dem Be-

fristeten Krisenrahmen der Europäischen Kommission. Die dort zitierte Fußnote 94 (ABl. 

2022/C426/21) sagt aber Folgendes über den Nachweis von Energiekosten aus: Vom Emp-

fänger z. B. anhand der betreffenden Rechnung nachzuweisen. Es zählt nur der Energie-

verbrauch der Endnutzer ohne Verkauf und Eigenproduktion. Der Energieverbrauch des 

Energiesektors selbst und Verluste bei der Umwandlung und Verteilung von Energie wer-

den nicht einbezogen. Damit wird kein unternehmensbezogener Ausschluss der Entlas-

tung verlangt, sondern der Ausschluss der Förderung von Tätigkeiten im Energiesektor. 

Dies allerdings auch nur in Bezug auf die Förderung nach Abschnitt 2.4 des Befristeten 

Krisenrahmens, die allgemeine Förderung nach Abschnitt 2.1 bis EUR 2 Mio. wäre davon 

nicht betroffen. Der Gesetzesentwurf geht also in mehrfacher Hinsicht über die europäi-

schen Vorgaben hinaus.  
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Da die Entlastung nach der Konzeption ohnehin entnahmestellenbezogen und nicht un-

ternehmensbezogen gewährt wird, können die europäischen Vorgaben einfach dadurch 

eingehalten werden, dass keine Entlastung für Entnahmestellen gewährt wird, die der Er-

zeugung, Umwandlung oder Verteilung von Energie dienen, sofern eine unternehmens-

gruppenbezogene Entlastung von mehr als EUR 2 Mio. zu erwarten ist.  

 

Zu § 5 StromPBG-Entwurf, Differenzbetrag 

§ 5 Absatz 2 StromPBG sollte wie folgt gefasst werden: 

Der Referenzenergiepreis beträgt für Netzentnahmestellen, an denen 

1. bis zu 30 000 100.000 Kilowattstunden entnommen werden, 40 Cent pro Kilowatt-

stunde einschließlich Netzentgelten, Messstellenentgelten und staatlich veranlassten 

Preisbestandteilen, und 

2. über 30 000 100.000 Kilowattstunden entnommen werden, 13 Cent pro Kilowattstunde 

vor Netzentgelten, Messstellenentgelten und staatlich veranlassten Preisbestandteilen. 

[...] 

 

Begründung: 

Für alle Entnahmestellen bis 100.000 kWh sollte der Referenzpreis nach § 5 Abs. 1 gelten, 

d.h. konkret 40 Cent pro Kilowattstunde einschließlich Netzentgelten, Messstellenentgel-

ten und staatlich veranlassten Preisbestandteilen. Entnahmestellen bis 100.000 kWh sind 

in der Regel all-inklusive Verträge, bei denen es einen nicht leistbaren operativen Auf-

wand bedeuten würde, die Netzentgelte, Messstellenentgelte und staatlich veranlassten 

Preisbestandteile herauszurechnen. 

 

Zu § 8 StromPBG-Entwurf, Lieferantenwechsel 

§ 8 Nummer 2 StromPBG-Entwurf sollte gestrichen werden. 

 

Begründung: 

Die Vorschrift ist nicht umsetzbar. Hier müssen manuelle Abstimmungen erfolgen, die 

derzeitig nicht zu bewältigen sind. Außerdem sind die Verantwortlichkeiten unklar defi-

niert. 

 

Zu § 9 StromPBG-Entwurf, Höchstgrenzen 

Die beihilferechtlichen Einschränkungen der möglichen Entlastungssummen sind im Ein-

zelnen komplex und nur sehr schwer nachvollziehbar. Es ist deswegen zwingend notwen-

dig, dass die Administration der Einhaltung der beihilferechtlichen Bestimmungen nicht 

bei den Energieversorgern liegt. Trotzdem verbleiben bei dem Versorgungsunternehmen 
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noch die Verpflichtungen der Überwachung der absoluten Höchstgrenze der Entlastung 

pro Entnahmestelle gem. § 9 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 lit a StromPBG. In Bezug auf eine Entlas-

tung/Monat/Entnahmestelle von 150.000 EUR wird dies noch handhabbar sein. Nach § 

30 Abs. 1 S. 1 Ziffer 1 lit.c StromPBG kann allerdings der Letztverbraucher mitteilen, wel-

chen Anteil der individuellen Höchstgrenze auf die von dem Lieferanten belieferten Ent-

nahmestellen pro Kalendermonat entfallen soll; diese Aufteilung kann jederzeit geändert 

werden, § 30 Abs. 4 StromPBG. Die entsprechenden Mitteilungen müssen gem. § 9 Abs. 

5 Ziff. 2 StromPBG innerhalb kürzester Frist vom Lieferanten beachtet werden. Gem. § 9 

Abs. 6 StromPBG entfällt der Anspruch auf Belastungsausgleich für den Lieferanten, wenn 

Zahlungen erfolgen, die über die gesetzliche Höchstgrenze oder die Mitteilungen hinaus-

gehen. Damit wird der Versorger übermäßig mit der Abwicklung der komplexen Beihil-

feregelungen belastet und wird ggf. mit einem Wegfall des Ausgleichsanspruchs bestraft, 

auch wenn im Einzelfall keine Überförderung eingetreten ist. Ein Entfallen des Anspruchs 

auf Belastungsausgleich sollte deswegen auf die Fälle beschränkt bleiben, in denen die 

Grenze von 150.000 EUR Entlastung/Monat/Entnahmestelle überschritten wird. Der Ver-

weis auf „Absatz 5 Nummer 2 Buchstabe a“ in § 9 Abs. 6 StromPBG sollte entfernt werden.  

 

Zu § 11 StromPBG-Entwurf, Verfahren der Feststellung der anzuwenden 
Höchstgrenzen, Einzelnotifizierung 

Hier ist festzulegen, dass die Entlastungsbeträge nicht vor erteilter Genehmigung der 

Prüfbehörde auszuzahlen sind. Des Weiteren sollte festgelegt werden, innerhalb welchem 

Zeitraum die Prüfung erfolgt.  

Bei Letztverbrauchern, die verschiedene Standorte bei verschiedenen Lieferanten haben, 

gilt festzulegen, wie eine Aufteilung der Entlastung auf die einzelnen Standorte zu erfol-

gen hat. 

Generell besteht Unklarheit bzgl. der Zuständigkeiten und Fristen. 

 

Zu § 12 StromPBG-Entwurf, Vorgaben zur Vertragsgestaltung, Abrechnung 
und Endabrechnung 

1. Die Verpflichtungen des Versorgungsunternehmens gem. § 12 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 Strom-

PBG sind zu weitgehend.  

 

Begründung: 

Mit diesen Verpflichtungen in der Endabrechnung wird faktisch wieder dem Energiever-

sorgungsunternehmen die Verantwortung dafür zugewiesen, dass die äußerst komplexen 

Fördervoraussetzungen im Einzelnen gewahrt werden. Dieses Monitoring und dann auch 

die Rückforderungen dem Versorgungsunternehmen aufzubürden, stellt eine nicht sach-

gemäße Aufgabenzuweisung dar.  
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Ohnehin sei darauf hingewiesen, dass das Gesetz noch unter dem Vorbehalt der beihil-

fenrechtlichen Genehmigung steht. Eine Anwendung des Gesetzes vor der beihilfenrecht-

lichen Genehmigung ist gem. § 50 StromPBG nicht zulässig. § 50 StromPBG enthält auch 

den Hinweis, dass das Gesetz nur nach Maßgabe der beihilfenrechtlichen Genehmigung 

angewendet werden darf. Damit besteht auch die Möglichkeit, dass sich aufgrund des 

beihilferechtlichen Verfahrens noch nachträglich Änderungen an der Durchführung erge-

ben. Angesichts der knappen Umsetzungsfrist und der hohen Aufwendungen, die die Ver-

sorger im Vorfeld treffen müssen, stellt dies eine weitere erhebliche Erschwerung dar. 

 

2. Absatz 1 Satz 2 sollte gestrichen werden. 

 

Begründung: 

Nach Absatz 1 Satz 2 darf ein Stromversorger für Strommengen, die nach dem 31. Dezem-

ber 2022 und vor dem 1. Januar 2024 geliefert werden, "nur einen Grundpreis in der Höhe 

des Grundpreises vereinbaren, den es auf Grund des Stromliefervertrags mit dem Letzt-

verbraucher am 30. September 2022 verlangen Konnte." Insbesondere im RLM Bereich, 

aber auch bei Geschäftskundensonderverträgen sind in Grundpreisen auch interne Ab-

rechnungskosten, Risikoprämien und fixe weitere Kostenbestandteile hinterlegt. Eine 

Umsetzung der Regelung führt zu Ergebnisbelastung der Energieversorger. Absatz 1 Satz 

2 sollte daher gestrichen werden. 

 

Nach Absatz 4 müssen Elektrizitätsversorgungsunternehmen an einer Netzentnahme-

stelle gewährte Entlastungsbeträge vollständig zurückfordern, wenn der Letztverbraucher 

für diese Netzentnahmestelle eine Mitteilung nach § 30 Absatz 1 Nummer 1 abgegeben, 

aber bis zum 31. Dezember 2024 keine Mitteilung nach § 30 Absatz 1 Nummer 2 abgege-

ben hat. 

 

Sofern Kunden in der Zwischenzeit in Insolvenz gehen, sollten Energieversorger von die-

sen Schäden geschützt werden. Keine Rückzahlungsverpflichtung bei insolventen Unter-

nehmen. 

 

Teil 3, Abschöpfung von Übererlösen 

Zu § 13 StromPBG-Entwurf, Anwendungsbereich 

1. Erlöse sollten nicht rückwirkend abgeschöpft werden. 

2. Von den abzuschöpfenden Technologien sollten ausgenommen werden: 

- KWK-Anlagen 

- Biomasse  

- Abfall 
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- Klärschlamm/Klärgas 

- Grubengas 

- Veredelte Braunkohle-Produkte 

 

Begründung: 

Zu 1. 

Eine auf den 1.9.2022 rückwirkende Abschöpfung wäre weiterhin ein fatales Signal für 

den Investitionsstandort Deutschland und bliebe rechtlich höchst unsicher. Daher for-

dert der VKU, die geplante Abschöpfung erst ab dem 1.12.23 zu beginn 

 

Unternehmen, die wie Stadtwerke massiv in den Klimaschutz investieren, müssen sich auf 

den Gesetzesrahmen verlassen können. Wenn sie jetzt nachträglich Erlöse abführen sol-

len, die sie mit klimaneutraler Stromerzeugung verdient haben und in neue Projekte in-

vestieren wollten, führt dies zu einer Unsicherheit, die die Ausbauziele für erneuerbare 

Energien gefährdet. Die vorgesehene rückwirkende Abschöpfung ab dem 1. September 

2022 ist vermutlich auch nicht verfassungskonform. 

 

Zu 2. 

Die KWK-Stromerzeugung sollte von der Abschöpfung ausgenommen werden, da die Ein-

satzentscheidung nicht vom Strompreis bestimmt wird, sondern in aller Regel von den 

Wärmelieferverpflichtungen. KWK-Anlagen sind in erhöhtem Maße auf die Erlöse in Zeit-

bereichen mit positiven Deckungsbeiträgen angewiesen, um die Zeitbereiche mit negati-

ven Deckungsbeiträgen in ihrem Must-Run-Strom wirtschaftlich zu kompensieren. Anders 

als bei Kondensationsanlagen reicht es bei KWK-Anlagen nicht, dass in Zeitbereichen mit 

negativen Deckungsbeiträgen keine Abschöpfung erfolgt, da es KWK-Anlagen nicht frei-

steht, in Zeitbereiche mit positiven Deckungsbeiträgen auszuweichen. 

 

Auch können KWK-Anlagen bei weitem nicht alle Kosten über die Wärmepreisformel an 

den Kunden weitergegeben (zeitlicher Verzug, Trägheit der Indizes, Dämpfungswirkung 

der Indizes). Die bei der Stromvermarktung gestiegenen Erlöse konnten dies bisher in er-

heblichem Umfang kompensieren. Wird in diesen Kompensations-Mechanismus einge-

griffen, verstärkt sich der Druck auf die Wärmepreise; Optionen zur Preisweitergabe 

müssten (politisch) geschaffen werden um einen wirtschaftlichen Betrieb der Anlagen 

aufrechtzuerhalten.  

 

Zum anderen müssten infolge einer Erlösabschöpfung von KWK-Anlagen in stärkerem 

Maße alternative Wärmeerzeugung (d.h. Gas, Öl) eingesetzt werden, was dem Ziel der 

Gaseinsparung zuwiderliefe. Gerade in Zeiten einer befürchteten Gasmangellage bei 

gleichzeitig erhöhten Risiken in der Stromversorgung (siehe Einschätzung der ÜNB zur 

Versorgungssicherheit auf der Stromseite für die kommenden Monate) sollte in die Be-

triebsweise von KWK-Wärmeerzeugung nicht durch punktuelle Mehrerlösabschöpfung 
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eingegriffen werden, da dann letztendlich aus wirtschaftlichen Gründen nicht die maxi-

male Wärmeauskopplung erreicht wird und so mehr Erdgas in Kesseln eingesetzt werden 

müsste, um die Wärmeversorgung letztendlich zu gewährleisten. 

 

Explizit ausgenommen von der Abschöpfung ist Biomethan. Darunter fallen nach unserem 

Verständnis BHKW-Anlagen, die mit Biomethan betrieben werden. Konsequenterweise 

sind dann auch Anlagen auszunehmen, die mit Biogas betrieben werden. Biomethan ist ja 

nur aufbereitetes und ins Leitungsnetz eingespeistes Biogas. Biomasse (auch Holzhack-

schnitzel oder Waldresthölzer als feste Biomasse) sollte gänzlich von der Abschöpfung 

ausgenommen werden, da Preissteigerungen beim Brennstoff Holz nur durch die Aussicht 

auf höhere Stromerlöse tragbar waren. Auf dieser Grundlage wurden Entscheidungen in 

der Brennstoffbeschaffung und zur Betriebsweise der Anlagen getroffen. Zudem sind die 

Wärmeerzeugungsmengen aus diesen Anlage und damit die wärmegeführte Fahrweise 

maßgeblich, um den alternativen Erdgaseinsatz zur Wärmeerzeugung einzusparen. 

 

Weiterhin sollten Klärschlamm und Klärgas ausgenommen werden. Insbesondere Klärgas 

entsteht durch anaerobe Vergärung von Klärschlamm und sollte daher mit Biomethan 

hier gleichgestellt werden.   

 

Wenn die Grubengasverstromung unterbleibt, weil die Wirtschaftlichkeit der entspre-

chenden Investitionen in den Weiterbetrieb der Anlagen infolge der Abschöpfung nicht 

sichergestellt ist, würde das Grubengas durch den Boden aufsteigen und ungenutzt in die 

Atmosphäre entweichen, wobei das Treibhausgas Methan als wesentlicher Teil des Gru-

bengases gegenüber CO2 25-mal klimawirksamer ist. Anlagen zur Erzeugung von Strom 

aus Grubengas tragen damit aktiv zur Vermeidung von ansonsten unweigerlich anfallen-

der, erheblicher Treibhausgasemissionen bei. Anlagen zur Gewinnung von Grubengas sind 

durch die stromintensive Besaugung der Grubenräume durch die hohen Strompreise be-

sonders belastet. Insofern hat die Grubengaserzeugung durchaus variable Brennstoffkos-

ten. Eine zusätzliche Erlösabschöpfung bei der Vermarktung ihres Stroms wäre unverhält-

nismäßig.  

 

Auch veredelte Braunkohle-Produkte wie zum Beispiel Briketts oder Wirbelschichtbraun-

kohlenstaub sollten zum Kreis der nicht abzuschöpfenden Technologien zählen: 

• Zum einen werden systematisch bereits jetzt alle Technologien mit relevanten/e-

her teuren und individuellen Brennstoffkosten zu den nicht abzuschöpfenden 

Technologien gezählt. Dazu gehören auch die oben genannten Brennstoffe.  

• Zum anderen referenzieren technologiespezifische Referenzkosten für Braun-

kohle auf Anlagen deren Brennstoff im eigenen Tagebau verfügbar ist. Brenn-

stoffe wie Briketts oder Wirbelschichtbraunkohlenstaub werden üblicherweise zu 

deutlich höheren Preisen und Transportkosten von Brennstofflieferanten/-vered-
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lern aus den Braunkohletagebauen bezogen. Die technologiespezifischen Refe-

renzkosten für Braunkohle erweisen sich für Anlagen, die veredelte Braunkohle-

Produkte verfeuern nicht als zutreffend. 

 

Zu § 15 StromPBG-Entwurf, Haftung und Zurechnung von Überschusser-
lösen 

Es sollte keine gesamtschulderische Haftung der Gesellschafter des Betreibers und der 

Unternehmen, mit denen der Betreiber einen Beherrschungs- oder Gewinnabführungs-

vertrag abgeschlossen hat, angeordnet werden. 

 

Begründung 

Die vorgesehene gesamtschuldnerische Haftung würde in der Konsequenz bedeuten, dass 

jeder 1% Teilhaber, der den Strom des Betreibers veräußert oder vermarktet, nach außen 

zu 100% für die Gewinnabführungsbeträge haftet. Dies ist nicht akzeptabel. 

 

Zu § 16 StromPBG-Entwurf, Überschusserlöse 

Allgemeines 

Der VKU fordert eine deutliche Anhebung der Sicherheitszuschläge. 

 

Begründung: 

Nach § 16 Absatz 1 StromPBG-Entwurf werden Überschusserlöse vermutet, wenn der fik-

tive Spotmarkterlös einer Stromerzeugungsanlage die für die jeweilige Anlage geltenden 

Referenzkosten zuzüglich eines Sicherheitszuschlags überschreitet. 

 

Bei dieser Herangehensweise entstehen Unsicherheiten, die durch den Sicherheitszu-

schlag nicht ausreichend adressiert werden. Nach der Gesetzesbegründung zu § 16 Absatz 

1 StromPBG-Entwurf soll der Sicherheitszuschlag 1. Fehler bei der Festlegung der Refe-

renzkosten ausgleichen und 2. Ineffizienzen im Dispatch vermeiden. Eine Abweichung tat-

sächlicher Erlöse vom fiktiven Spotmarkterlös wird hingegen nicht berücksichtigt. 

 

Dabei können die tatsächlichen Strommarkterlöse durchaus vom fiktiven Spotmarkterlös 

abweichen, z. B. wenn aufgrund von Anlagenausfall oder Prognoseungenauigkeiten Be-

schaffungen am Intradayhandel notwendig werden oder Ausgleichsenergiekosten entste-

hen. Mit den Preissteigerungen in diesem Jahr sind auch die Preise für einzelne ¼-Stunden 

im Intradayhandel und die Ausgleichsenergiepreise deutlich angestiegen. Dieses Risiko 

kann bei einem Anlagenausfall zu einem hohen finanziellen Schaden führen. 

Der Sicherheitszuschlag muss angehoben werden, um diese Unwägbarkeiten abzubilden. 
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§ 16 Absatz 1 Nummer 1: Erneuerbare-Energie-Anlagen, soweit ihr Strom in der Veräu-

ßerungsform der Marktprämie direkt vermarktet wird 

Der VKU fordert, dass die Erlösobergrenze für EEG-geförderte Anlagen nicht unter derje-

nigen liegt, die sich für Anlagen ohne anzulegenden Wert ergibt. Es sollte die Untergrenze 

von 10 ct/kWh für alle EE-Technologien und Anlagen gelten. 

 

Begründung: 

Viele Betreiber von EEG-Anlagen, deren anzulegender Wert sich in Auktionen ergeben 

hat, haben bei ihren Geboten steigende Marktwerte einkalkuliert, die bei einer Erlösober-

grenze in Höhe des anzulegenden Wertes plus Sicherheitszuschlag nicht realisiert werden 

können. Deutliche Unterschiede bei der Gewinnabschöpfung von unterschiedlichen Anla-

gen, welche mit der gleichen Technologie betrieben werden, sind nicht zu rechtfertigen.  

 

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb unterschiedliche Anlagen der gleichen Erzeugungs-

technologie, die ähnliche Stromgestehungskosten haben, eine Erlösobergrenze haben 

sollen, die sich um mehr als das Zweifache unterscheiden kann. Die Erlösobergrenze sollte 

daher einheitlich auf die Höhe des anzulegenden Werts, mindestens aber 10 ct/kWh an-

gesetzt werden. 

 

Viele PV- und Windanlagen haben relativ niedrige anzulegende Werte aus den EEG-

Ausschreibungen (4-6 ct/kWh). Viele dieser Projekte sind auf Basis von deutlich höheren 

Preiskurven gehandelt worden.  

 

Im Bereich der erneuerbaren Energien sind Verträge mit umsatzabhängigen Entgelten 

weit verbreitet. Insbesondere bei Pacht- und Betriebsführungsverträgen ist dies eine üb-

liche Vorgehensweise. Höhere Umsatzerlöse führen somit direkt zu höheren OPEX für die 

Betreibergesellschaften. Ob die angedachte Erlösabschöpfung bei der Kalkulation der Ent-

gelte solcher Verträge kostenmindernd anzusetzen sind, ist zumindest fraglich.  

Der Sicherheitszuschlag sollte daher nicht statisch bestimmt werden, sondern als atmen-

der Zuschlag dynamisch ausgestaltet und sein absolutes Niveau an den Day-Ahead-Strom-

preis gekoppelt werden. Die aktuelle Dynamik an den Großhandelsmärkten zeigt, dass mit 

steigenden Preisen Kosten unmittelbar steigen und auch die Risiken zunehmen. 

Im Nachgang der Abschöpfung muss sichergestellt werden, dass die Abschöpfung erlös-

mindernd bilanziert wird und somit die Grundbesitzer ebenfalls von der Abschöpfung be-

troffen sind. 
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§ 16 Absatz 1 Nummer 4: Stromerzeugungsanlagen, die Strom auf der Ba-
sis von Abfall oder Torf erzeugen 

Die Erlösobergrenze für Stromerzeugungsanlagen, die Strom auf der Basis von Abfall ein-

setzen, sollte auf mindestens 15 Cent/kWh angehoben werden. Zumindest muss die Er-

lösobergrenze im Hinblick auf die Einbeziehung von Abfallanlagen in das BEHG ab 2024 

überprüft werden.  

 

Begründung: 

Abfallverbrennungsanlagen sind in der aktuellen Energiekrise von zwei elementaren Ef-

fekten Betroffen. Einerseits sind die Kosten für Hilfs- und Betriebsstoffe sowie Chemika-

lien deutlich angestiegen. Außerdem wirkt sich die Energiekrise auch auf die Konjunktur 

und damit das Müllaufkommen aus. Beide Effekte verteuern den Betrieb von Abfallver-

brennungsanlagen und führen zu steigenden Energieerzeugungskosten und Risiken.  

 

Bei der energetischen Verwertung von Abfall werden die Stromerlöse mit den Entsor-

gungskosten gegengerechnet. Die Erlöse haben auf diese Weise eine dämpfende Wirkung 

auf die Entwicklung der (kommunalen) Abfallentsorgungsgebühren, die bereits als Entlas-

tung bei den Bürgern ankommt. Je höher die Erlösabschöpfung bei dieser Erzeugungsart 

ausfällt, umso weniger profitieren die Bürger von dieser Dämpfung. 

 

§ 16 Absatz 1 Nummer 8 (neu einzufügen): Altholz 

Für Altholz sollte die Erlösobergrenze auf 16 Cent/kWh festgelegt werden. 

 

Begründung: 

Es ist notwendig, eine eigene Kategorie für Altholz einzuführen. Die Altholzpreise haben 

sich im Vergleich zum Vorkrisenniveau um über 60 Euro/t erhöht und werden voraussicht-

lich weiter steigen.  

 

Auch die Betriebsstoffe für die Rauchgasreinigung und die Ascheentsorgung unterliegen 

massiven Preissteigerungen beim Produkt selbst und bei der Logistik (Reibstoffzuschläge 

etc.). Zudem sind diese Anlagen sehr personalintensiv, sodass sich die vom Energiepreis 

getriebene Inflation bei den Lohnkosten bemerkbar macht.  

 

§ 16 Absatz 1 Nummer 3: Kernenergie 

In § 16 Abs. 1 Ziff 3 sollte folgende Klarstellung erfolgen: „b) 10 Cent pro Kilowattstunde 

für Strom, der nach dem 31. Dezember 2022 und vor dem 16. April 2023 erzeugt und 

eingespeist worden ist; dieser Wert erhöht sich um 2 Cent pro Kilowattstunde, wenn der 

Betreiber der Stromerzeugungsanlage nachweist, dass aufgrund des Weiterbetriebs nach 

§ 7 Absatz 1e des Atomgesetzes in diesem Zeitraum die Dekontaminationsarbeiten am 
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Primärkreislauf hinsichtlich seines weiter betriebenen Kernkraftwerks verschoben wer-

den müssen und diese Arbeiten vor dem 1. November 2022 für diesen Zeitraum vertrag-

lich vereinbart worden waren, zuzüglich eines Sicherheitszuschlags von 3 Cent pro Kilo-

wattstunde”. 

 

Begründung: 
Durch den Weiterbetrieb kann es erforderlich sein, auch Dekontaminationsarbeiten zu 

verschieben, die zwar vertraglich für das Kalenderjahr 2023 vereinbart waren, jedoch erst 

nach dem 15.04.2023 beginnen sollten. Die Vorbereitung der Dekontaminationsarbeiten 

wird durch den Streckbetrieb verschoben und kann erst danach beginnen. Auch in diesem 

Fall sollte der Aufschlag von +2 ct/kWh daher gewährt werden. 

 

Zur Klarstellung sollten im Text in § 16 Abs. 1 Ziff 3b jeweils die Worte „in/für diesem/n 

Zeitraum“ gestrichen werden, da ja insbesondere die Verschiebungen nach dem 15. April 

2023 erfasst werden sollen, die durch den Streckbetrieb bedingt sind, da die Formulierung 

„in/für diesem/n Zeitraum“ mindestens missverständlich ist. 

 

§ 16 Absatz 4: Biogas 

Der VKU begrüßt die Anhebung des Sicherheitszuschlags bei Biogasanlagen auf 6 

Cent/kWh und fordert, dass dies auch für die Stromerzeugung aus fester Biomasse gilt. 

 

Begründung: 

Die derzeit bestehenden hohen Inflationsraten führen insbesondere bei dem Index der 

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte (+45,8%), Energie (132,2%) und Vorleistungsgü-

tern (+16,8%) zu stark ansteigenden operativen Kosten. Da eine Vielzahl von langfristigen 

Verträgen (bspw. Wartungs- und Betriebsführungsverträge) eine automatische Anpas-

sung der vertraglichen Konditionen an deren Entwicklung vorsehen, wäre ein Sicherheits-

zuschlag von 3 ct/kWh deutlich zu gering. 

 

Insbesondere Betreiber von Biomasse-HKW auf Frischholzbasis (Waldrestholz etc.) be-

richten, dass die Brennstoffkosten über 90% gegenüber 2021 gestiegen sind. Die in Folge 

der Abschöpfung nicht mehr erlösbaren Stromeinnahmen müssen über Wälzung der Rest-

kosten auf die Wärmelieferung erwirtschaftet werden (zusätzlicher Anstieg der Wärme-

preise für Kunden durch Verlagerung der Restkosten auf Wärmeprodukte) oder die Anla-

gen werden abgefahren. Die fehlende Wärme aus Gas-KWK oder Gasheizkesseln müsste 

dann kompensiert werden. 
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Zu § 17 i.V.m. Anlagen 4 und 5 StromPBG-Entwurf, Ergebnis aus Absiche-
rungsgeschäften 

1. Insbesondere für wärmegeführte Anlagen muss die Erlösobergrenze deutlich erhöht 

oder ein ausreichender Sicherheitszuschlag eingeführt werden. 

 

2. Bei der Ermittlung des Ergebnisses aus Absicherungsgeschäften müssen neben Erlösen 

auch Verluste berücksichtigt werden. 

 

3. In die Hedging-Korrektur sollten alle commodities (Brennstoffe, Emissionszertifikate), 

für die ein Hedging durchgeführt wurde, einbezogen werden. 

 

4. Es sollte dem Wirtschaftsprüfer ermöglicht werden, bei der Testierung der Termin-

marktabsicherungen Handelsgeschäfte in einer anderen Legaleinheit im Konzernverbund 

zu berücksichtigen. 

 

Begründung: 

Zu 1. 

Das vorgesehene Verfahren der Hedging-Korrektur ist zu pauschal.  

 

Zum Beispiel können wärmegeführte Anlagen nur in sehr geringem Maße Standardpro-

dukte für das Hedging am Terminmarkt einsetzen, weil sie witterungsabhängig gefahren 

werden. Ähnliches gilt für dargebotsabhängige Energien. Anderenfalls würde eine große 

short- und teils auch long-Position am Spotmarkt entstehen, die zu vorab nicht kalkulier-

baren Preisen gedeckt werden muss, um die eingegangene Lieferverpflichtung des Heg-

des mittels Standardprodukt erfüllen zu können. Daher werden neben Standardproduk-

ten auch Fahrplanlieferungen auf Termin zum Hedging genutzt.  

 

Zusätzliche Risiken treten zudem bei ungeplanten Nicht-Verfügbarkeiten von Anlagen ein. 

Auch hier wird zu vorab nicht kalkulierbaren Preisen am Spotmarkt beschafft, um die Lie-

ferverpflichtungen (nicht nur Standardprodukte, sondern auch Fahrpläne) erfüllen zu kön-

nen. Die "Plan-Menge" wird ja wohlmöglich aufgrund der Anlagenverfügbarkeit am Ende 

im IST gar nicht produziert. Dennoch soll diese als Maßstab für die Abschöpfung herange-

zogen werden. Die Betrachtung des Termin-Hedges über Standardprodukte und insbe-

sondere geplante Mengen kann bei wärmegeführten Anlagen – zu denen i.d.R. auch Ab-

fallverbrennungsanlagen zählen – also nicht verwendet werden. Abhilfe könnte ein deut-

lich höherer Wert für die Referenzkosten wärmegeführter Anlagen oder ein entsprechen-

der Sicherheitsabschlag schaffen. Alternativ wäre eine Betrachtungsweise erforderlich, 

die die Hedging-Erlöse nicht allein anhand von Standard-Produkten der EEX bewertet. 

 

Hinzu kommen erheblichen Schwankungen der Terminmarktpreise, die für die Anlagen-

betreiber und Vermarkter kaum kalkulierbar sind. Als Beispiel kann noch die Betrachtung 
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des Base Cal (Jahreskontrakt) 2023 im Oktober 2022 herangezogen werden. Der Mittel-

wert aller Settlement-Preise für das Base Cal 2023 lag bei rd. 406 €/MWh. Der niedrigste 

Preis in diesem Zeitraum war rd. 370 €/MWh und der höchste Preis lag bei rd. 438 €/MWh. 

Eine geplante Hedgingmenge mit dem Mittelwert der Settlement-Preise über einen Zeit-

raum pauschal zu bewerten kann somit zusätzlich zu erheblichen Verwerfungen führen. 

Die Volatilität innerhalb des Handelstages kommt noch als weiteres Risiko bei pauschaler 

Anwendung des Settlement-Preises dazu. 

 

Zu 2. 

Im Hedgingverständnis des Referentenentwurfs wird von der Sicherung eines Mittelwerts 

ausgegangen, bei dem die Erlöse über den Betrachtungszeitraum die Verluste überstei-

gen. Am Tag (Day-Ahead) bedeutet dies, dass man mehr werthaltige als schwache Einzel-

stundenpreise erlöst. Im Monat bedeutet dies, dass z.B. die Erlöse an Wochentagen ver-

lustige Wochenenden kompensieren müssen. Im Jahr entsprechend, das schwache Mo-

nate von starken Monaten über das Jahr kompensiert werden. Im PPA-Fall, dass über die 

Laufzeit von 10 Jahren beispielsweise 3 schwache Jahre von 7 starken Jahren kompensiert 

werden. Gleiches gilt bei anderen Vermarktungsmodellen z.B. bei KWK-Anlagen, die über 

den Zeitraum der Mehrerlösabschöpfung hinausgehen und ggf. auch sinkende Preise z.B. 

durch eine Rezession nach bzw. im Rahmen der aktuellen Krise berücksichtigen. Werden 

allerdings nur Erlöse gekappt, ohne Verluste zu begrenzen, kann das System gesamt in 

Schieflage geraten. Daher muss der Eingriff Tages-, Wochen-, Monats- und Jahresverluste 

ebenso berücksichtigen.  

 

Zu 3. 

Bei der Terminvermarktung von Kraftwerken wird nicht nur der Strom gehandelt, sondern 

gehandelt werden auch dafür erforderlichen Brennstoffe und Emissionszertifikate. Es soll-

ten daher alle commodities, für die ein Hedging durchgeführt wurde, in die Kalkulation 

miteinbezogen werden. 

 

Zu 4. 

Erlöse aus der Terminvermarktung können in einer anderen Legaleinheit entstehen als die 

Erlöse aus der Spotvermarktung. Entsprechend muss es dem Wirtschaftsprüfer ermög-

licht werden, bei der Testierung der Terminmarktabsicherungen Handelsgeschäfte in ei-

ner anderen Legaleinheit im Konzernverbund zu berücksichtigen. Für die Berechnung der 

Markteinnahmen darf es keinen Unterschied machen, ob die Stromerzeugung in einer an-

deren Konzerngesellschaft/Beteiligung erfolgt als die Vermarktung und Absicherung der 

erzeugten Mengen, da andernfalls durch Geschäfte, die zur Absicherung gegen Markt-

schwankungen getätigt wurden, große Risiken entstehen können 
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Zu § 18 StromPBG-Entwurf, Überschusserlöse bei anlagenbezogener Ver-
marktung 

Bei anlagenbezogenen Vermarktungsverträgen sollten Anlagenbetreiber stets die Mög-

lichkeit haben, die Überschusserlöse auf der Grundlage individueller Erlöse anstelle von 

Spotmarktpreisen oder Monatsmarktwerten zu ermitteln. Das Wahlrecht sollte nicht da-

von abhängen, wann der Strom vermarktet worden ist und ob er aus Neuanlagen stammt.  

 

Begründung: 

Nach dem Referentenentwurf soll die Option, Überschusserlöse auf der Grundlage indivi-

dueller Erlöse zu ermitteln, auf Strom beschränkt sein, der entweder vor dem 01.11.2022 

vermarktet worden ist oder der aus Anlagen stammt, die ab 01.11.2022 in Betrieb genom-

men worden sind. Damit besteht eine Regelungslücke. Auch Erzeuger von Strom, der mit 

bestehenden Anlagen nach dem 31.10.2022 vermarktet wurde oder wird, haben ein legi-

times Interesse daran, die Überschusserlöse auf der Grundlage individueller Erlöse an-

stelle von Spotmarktpreisen oder Monatsmarktwerten zu ermitteln. Auch bei ihnen be-

steht die Gefahr, dass die jeweiligen Spotmarktpreise gar nicht für ihre tatsächlichen Er-

löse maßgeblich sind. Alle Anlagenbetreiber mit anlagenbezogenen Vermarktungsverträ-

gen müssen davor geschützt werden, mehr Erlöse abführen zu müssen, als sie eingenom-

men haben. 

 

Anderenfalls besteht die Gefahr, dass der PPA-Markt, der erst in den letzten Jahren einen 

relevanten Entwicklungsprozess hin zu einem zentralen Instrument für einen marktgetrie-

benen Ausbau insbesondere von Erneuerbaren Technologien erfahren hat, dauerhaft be-

schädigt wird und einen nachhaltigen Vertrauensverlust erfährt.  

 

Betreiber bestehender EE-Anlagen werden zukünftig keinerlei Anreize mehr haben, einen 

PPA abzuschließen. Ganz im Gegenteil sogar, der PPA-Abschluss stellt ein systematisches 

Risiko dar, da ausschließlich gegen Spotpreise abgeschöpft wird, die aufgrund eines mög-

lichen tieferen PPA-Preises, der in aller Regel über einen deutlich längeren Zeitraum als 

den der Mehrerlösabschöpfung kalkuliert wurde, nicht erzielt werden können. Die lang-

fristige Preisabsicherung, die grundsätzlich dem Modell der PPA-Verträge innewohnt und 

gerade auch für die PPA-Abnehmer in der heutigen Zeit essenziell wichtig ist, würde allein 

aus Risikogründen nicht mehr angeboten.   

 

Dieses Ergebnis widerspräche auch den Zielsetzungen der EU, die PPAs explizit unterstüt-

zen will.  

 

Sollte der PPA Markt zum Erliegen kommen, führt dies insbesondere bei nicht EEG förder-

fähigen Anlagen (bspw. PV) oder Offshore Projekten mit 0 ct/kwh Geboten zu deutlich 
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schwierigeren und teureren Abschlüssen von Projektfinanzierungen. Die erhöhten Markt-

preisrisiken bei Banken und Investoren könnten somit die Realisierung von EE-Anlagen 

gefährden. 

 

Zu Ziffer 3.1 der Anlage 4, Methodik 

Der VKU lehnt es ab, dass die nach Ziffer 3.1 der Anlage 4 geforderte Dokumentation (Ab-

grenzung von Absicherungsgeschäften zum Eigenhandel, Zuordnung von Absicherungsge-

schäften zur Stromerzeugung, Abgrenzung zu anderen Geschäftsbereichen, Zuordnung 

von Absicherungsgeschäften zu Abrechnungszeiträumen, Erzeugungstechnologien und 

Stromerzeugungsanlagen) den Übertragungsnetzbetreibern übermittelt werden. 

 

Begründung: 

Die Netzbetreiber sind keine staatlichen Organe, sie haben keinen hoheitlichen Auftrag. 

Die Netzbetreiber agieren privatwirtschaftlich und würden mit dieser Vorgabe einen 

Marktüberblick sowie Informationen über das Agieren der Betreiber am Markt erhalten. 

Hier sollte eine verhältnismäßigere Lösung gefunden werden. 

 

 

Zu Ziffer 4.1 der Anlage 4, Weitere Maßgaben: 
 

Ziffer 4.1 sollte wie folgt ergänzt werden: „Sofern geplante Erzeugung innerhalb des Un-

ternehmens gegen gegenläufige Positionen aufgerechnet wurde und sofern dies nach den 

Grundsätzen des Risikomanagements eindeutig abgegrenzt und revisionssicher doku-

mentiert wurde, können die derart gebuchten Mengen mit dem Marktpreis des Bu-

chungsvorgangs bewertet und wie externe Absicherungsgeschäfte im Sinne dieser Anlage 

behandelt werden.“ 

 

Begründung:  

Der Gesetzesentwurf geht von der Fiktion aus, dass jede EE-Anlage entweder am Spot-

markt oder über Terminverträge Erlöse erhält. Dies ist z. B. dann nicht der Fall, wenn die 

Erzeugung direkt einem Vertriebsabsatzportfolio zugeordnet wird, die Menge also nicht 

über den Markt geht, sondern intern von der Erzeugung an den Vertrieb verkauft wurde. 

Dann würde das Gesetz einen Cash Flow vom Spotmarkt unterstellen, der nicht vorliegt, 

und diesen abschöpfen.  
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Zu Ziffer 2.5 der Anlage 5, Preissicherungsmeldungen 
 

Die in Ziffer 2.5 genannten Begrenzungen für Absicherungsgeschäfte sind nicht sachge-

recht und sollten gestrichen werden.  

 

Begründung: 

Absicherungsgeschäfte, deren Volumen die 1 %-Grenze überschreitet, sind bei entspre-

chenden Marktsignalen (z. B. Stop-Loss-Orders) oder bei Anlagenausfällen üblich und not-

wendig. Auch kleine Marktteilnehmer hedgen zur Minimierung ihrer Transaktionskosten 

größere prozentuale Anteile. 

 

 

Zu Teil 4, Ausgleich durch Abschöpfung von Überrenditen und weiterer 
Ausgleichsmechanismus / Teil 5, Kontoführungs-, Mitteilungs- und sons-
tige Pflichten 
 

Vermeidung monetärer Ansprüche Dritter gegen Netzbetreiber  
Allem voran muss aus Sicht des VKU zwingend eine gesetzliche Regelung geschaffen wer-

den, die für die Abwicklung in Dienst genommene Akteure gegen Forderungen Dritter ab-

sichert. So dürfen beispielsweise Zahlungsverzögerungen auf der Einnahmenseite keines-

falls zu rechtlichen Ansprüchen gegen Netzbetreiber auf der Ausgabenseite führen. Dies 

gilt auch für Ansprüche zwischen Netzbetreibern, die je nach Ausgestaltung zwischen ÜNB 

und VNB entstehen könnten. 

 

Liquidität der Anschlussnetzbetreiber sichern – Anspruch auf Zwischenfinanzie-
rung 
Positiv wird daher bewertet, dass - soweit Ausgaben in diesem Wälzungsmechanismus 

bereits zeitlich vorgezogen vor den Einnahmen anfallen, eine Zwischenfinanzierung ge-

mäß § 25 StromPBG über den Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) erfolgt. Dies vermei-

det Vorfinanzierungsbedarf und Liquiditätsengpässe bei den beteiligten Netzbetreibern. 

 
Klare Haftungsregelungen und keine Inkassofunktion für den VNB 
Es wird begrüßt, dass in § 15 im Gesetz zur Einführung einer Strompreisbremse (Strom-

preisbremsegesetz – StromPBG) die Haftung und Zurechnung von Überschusserlösen klar 

in die Verantwortung der Betreiber der Stromerzeugungsanlage gestellt wird. 

 

Kostenausgleich zwischen ÜNB und VNB  
Die in § 22 zwischen Übertragungsnetzbetreibern und Verteilernetzbetreibern geregelten 

Ansprüche auf Belastungsausgleich der ÜNB gegenüber den VNB erscheinen insofern 

sachgerecht, als dass sie sich auf die ihnen unmittelbar oder mittelbar nachgelagerten 

Verteilernetzbetreiber in Höhe der vereinnahmten Überschusserlöse nach § 14 beziehen. 
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Indem VNB ausschließlich die Überschusserlöse weiterzugeben haben, die ihnen von den 

jeweiligen Anlagenbetreibern überwiesen werden, tragen sie zurecht nicht das wirtschaft-

liche Risiko einer zutreffenden Ermittlung und Zahlung der Übererlöse durch die Anlagen-

betreiber. Daher begrüßen wir, dass gemäß § 22 StromPBG die VNB nur verpflichtet sind, 

„vereinnahmte“ Beträge von Stromerzeugern an die ÜNB weiterzuleiten. Zu beachten ist, 

dass diese Zahlungen den VNB nach der Konzeption des § 14 StromPBG erst spät zuflie-

ßen.Die Zahlung muss demnach bis zum 15. Kalendertag des fünften Monats erfolgen, der 

auf den jeweiligen Abrechnungszeitraum folgt.  

  

Klärungsbedürftig erscheint uns vor diesem Hintergrund die Regelung des § 23 StromPBG, 

konkret nach welcher Maßgabe im Verhältnis zwischen VNB und ÜNB die monatlichen 

Abschlagszahlungen nach § 23 StromPBG zu leisten sein sollen. Hier sollte eine Klarstel-

lung in § 23 StromPBG dergestalt erfolgen, dass Abschläge der VNB an die ÜNB nur inso-

weit gezahlt werden müssen, als dass diese bereits Beträge von Stromerzeugern verein-

nahmt haben. Ohne diese Klarstellung bestünde das zwingend zu vermeidende Risiko ei-

ner Vorfinanzierung durch den VNB. 

 
Kostenanerkennung  
Die Abwicklung der Gewinnabschöpfung ist auch im reinen Einnahme- und Ausgabefall 

für die in Dienst genommenen Netzbetreiber mit teils erheblichem Aufwand verbunden. 

An vielen Stellen wird es nicht möglich sein, Vorgänge kurzfristig in die Standardsysteme 

zu integrieren, um händische Abwicklung und Excel-Tabellen zu umgehen.  

 

Es müssen daher daraus resultierende Mehrkosten beim Netzbetreiber, sei es durch Per-

sonalaufbau oder die Beauftragung von absehbar notwendigen externen Dienstleistern, 

unbürokratisch und ohne großen Nachweisaufwand als zusätzliche, außerhalb der Erlös-

obergrenze entstandene Kosten Berücksichtigung finden. Es ist ferner zu beachten, dass 

relevante Aufwendungen auch dann anfallen können, wenn ein Verteilnetzbetreiber ver-

gleichsweise wenig Anlagen in seinem Netzgebiet hat. 

 

Als sachgerecht wird die Möglichkeit bewertet, dass die VNB gemäß § 22, Abs. 2 Strom-

PBG gegen ihren unmittelbar oder mittelbar vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber ei-

nen finanziellen Anspruch auf die bei ihnen im Rahmen der Vorbereitung und Durchfüh-

rung der Abschöpfung von Überschusserlösen nach Teil 3 des StromPBG entstandenen 

Mehrkoste haben. 

 

Neue Grenze 30.000 kWh bei der Entlastung verursacht immensen Aufwand 
 

Im Gesetzesentwurf wird vorgeschlagen: 

„Haushalte und Kleingewerbe (Entnahmestellen mit einem Verbrauch von bis zu 30.000 

Kilowattstunden – kWh) erhalten ein auf 40 Cent/kWh (inklusive Netzentgelten, Steuern, 
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Abgaben und Umlagen) gedeckeltes Kontingent in Höhe von 80 Prozent ihres historischen 

Netzbezuges. Entnahmestellen mit mehr als 30.000 kWh historischem Jahresverbrauch, 

also insbesondere mittlere und große Unternehmen, erhalten ein auf 13 Cent/kWh (zuzüg-

lich Netzentgelte, Steuern, Abgaben und Umlagen) gedeckeltes Kontingent in Höhe von 70 

Prozent ihres historischen Netzbezuges.“ 

  

Die Tarife im Strom der Versorger sind bis 100.000 kWh – der klassischen Grenze zwischen 

SPL und RLM – ausgelegt. Diese Grenze ist auch im verordnungstechnischen Kontext 

(bspw. Pflichteinbau von Zählern nach der Stromnetzzugangsverordnung) fixiert. Unter 

100.000 kWh rechnen die Unternehmen immer Netto All-Inklusive-Preise plus USt. ab. 

Das heißt, dass in den Systemen in den SLP-Tarifen keine NNE etc. separat abgebildet ha-

ben und dementsprechend auch für eine Berechnung bei den Kunden zwischen 30.000 

kWh und 100.000 kWh nicht auf solche Werte zurückgreifen können.  

  

Durch die willkürliche Grenze von 30.000 kWh entsteht somit ein immenser 
Mehraufwand. 
  

Lösung 

Daher dringender Vorschlag: Diese Grenze muss auf 100.000 kWh angehoben werden (Al-

ternativ muss der Preisdeckel ab 30.000 kWh ebenfalls ein All-Inklusive-Preis sein). 

 
Ausschluss von Unternehmen mit Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit in der Erzeugung, 

Umwandlung oder Verteilung von Energie 

 

Problem 

Entsprechend § 4 Abs. 5 RefE-StromPBG/ § 3 Abs. 5 RefE-GasPBG profitiert kein Unter-

nehmen von der Entlastung, das seinen Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit in der Erzeu-

gung, Umwandlung oder Verteilung von Energie hat. Das trifft damit auch die Netzbetrei-

ber als Unternehmen. Der Gesetzgeber begründet dies mit den Anforderungen des euro-

päischen Beihilferechts.  

 

Lösung 

Sofern keine Änderung dieser Regelung erreicht werden kann, müsste auf jeden Fall eine 

vollumfängliche Anerkennung der Mehrkosten im Rahmen der Regulierung (z.B. im Rah-

men von VOLKER) sichergestellt werden. Es kann und darf nicht sein, dass Netzbetreiber 

diese Mehrkosten aus „eigener Tasche“ tragen müssen.   
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Zu § 32 Verteilnetzbetreiber 

 
Problem bei § 32 Absatz 1 Satz 2  

Eine Endabrechnung zum 31. Mai ist den VNB für Entnahmestellen nicht möglich, der Be-

griff ist irreführend. Möglich sind dagegen Jahresverbrauchsprognosen auf Basis von tat-

sächlichem Verbrauch und Hochrechnung bzw. Abgrenzung.  

  

Lösung 

(1) Verteilernetzbetreiber müssen der Bundesnetzagentur 

[…] 

2. bis zum 31. Mai eines Jahres im Falle von Stromerzeugungsanlagen [a)] die Endabrech-

nung, im Falle von Entnahmestellen [b)] die Jahresverbrauchsprognose auf Basis von 

tatsächlichem Verbrauch und Hochrechnung bzw. Abgrenzung für das jeweils vorange-

gangene Kalenderjahrvorlegen 

a) für jede einzelne Stromerzeugungsanlage unter Angabe der eindeutigen Nummer des 

Registers sowie zusammengefasst; § 24 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist 

entsprechend anzuwenden, 

b) für jede einzelne Entnahmestelle unter Angabe der für diese Entnahmestelle geltenden 

Identifikationsnummer sowie zusammengefasst und […] 

 

Grenze der Abschöpfung  
Die vorgesehene Abschöpfung bei Erneuerbaren-Energien-Anlagen auf eine solche 

größer 1 MW wird ausdrücklich begrüßt. Nach den vorliegenden Daten beschränkt 
sich damit die Anzahl auf rund 35.000 Anlagen.  
 
Zentrale, digitale Schnittstelle als wichtiger Lösungsbaustein nach § 35 Strom-
PBG  
Der VKU begrüßt die nach § 35 Absatz 5 StromPBG bereitzustellende digitale Schnittstelle, 

die von der Bundesnetzagentur betrieben wird. Diese sollte nach unserem Verständnis 

durch einen qualifizierten Dienstleister im Auftrag staatlicher Stellen erstellt werden soll. 

Hierdurch werden Anfragen gebündelt, die Sicherstellung der Datenkohärenz vereinfacht 

und die Zahl von Schnittstellen im Sinne prozessualer Effizienz minimiert.  

 
Ausdrücklich begrüßt der VKU den Verzicht auf eine Referenzrechnung durch 
den Netzbetreiber – dies vermeidet Widersprüchen für Anlagenbetreiber und er-
heblichen Mehraufwand für Verteilnetzbetreiber. 
 
Zeitbedarf anerkennen  
Im Sinne einer reibungslosen Umsetzung ist insbesondere bei dem vorgesehenen kom-

plexen Modell der Gewinnabschöpfung essentiell wichtig, dass ausreichend Zeit für die 
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Implementierung automatisierter Prozesse gegeben wird. Dies beinhaltet das Schnittstel-

lentool, aber auch die Einstellung der Zahlungsprozesse. Zudem ist darauf zu achten, dass 

hier angemessene Zeit-intervalle für die Abschöpfung vorgesehen werden. Wir halten hier 

vierteljährliche oder größere Intervalle für sinnvoll. 

 

Zu Artikel 2 | Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Zu Nr. 4 | Einfügung von § 118b - Befristete Sonderregelungen für Energieliefer-
verträge mit Haushaltskunden außerhalb der Grundversorgung bei Versorgungs-
unterbrechungen wegen Nichtzahlung 

Der VKU befürwortet es, dass die für die Strom- und Gasgrundversorgung geltenden Re-

gelungen zum Recht zur Versorgungsunterbrechung wegen der Nichterfüllung von fälli-

gen Zahlungsverpflichtungen trotz Mahnung entsprechend und befristet für den Zeitraum 

der Strom- und Gaspreisbremse bis zum 30.04.2024 auch für Strom- und Gaslieferver-

träge mit Haushaltskunden außerhalb der Grundversorgung übertragen werden sollen. 

Das hohe Schutzniveau der grundversorgten Haushaltskunden wird damit im Einklang mit 

den unionsrechtlichen Vorgaben auf alle Haushaltskunden erweitert und damit das Ver-

braucherschutzniveau in Deutschland deutlich erhöht. Mit der Übernahme des bisher nur 

in der Strom- und Gasgrundversorgung geltenden Instruments der Abwendungsvereinba-

rung wird insbesondere das Interesse des Energielieferanten am Erhalt der Gegenleistung 

für seine Energielieferung berücksichtigt. 

Dabei darf jedoch nicht unberücksichtigt bleiben, dass der beabsichtigte § 118 b EnWG – 

so wie im Übrigen auch die entsprechenden §§ 19 StromGVV und GasGVV - im Ergebnis 

für den Energielieferanten eine erschwerende, besondere Ausprägung des allgemeinen 

und insbesondere fristlos ausübbaren, allgemeinen Zurückbehaltungsrechts nach § 275 

BGB darstellt und sich daher die dem zurückbehaltungsberechtigten Energielieferanten 

auferlegten Pflichten nicht unangemessen wirtschaftlich zu seinen Lasten auswirken dür-

fen. Vor diesem Hintergrund bedürfen daher einzelne Regelungen des beabsichtigten § 

118 b EnWG noch der Präzisierung. Im Einzelnen: 

 

Zu § 118b Abs. 7 Satz 4 EnWG 
 

Danach soll es dem Haushaltskunden unabhängig von seinem gesetzlichen Widerrufs-

recht möglich sein, Einwände gegen die Regelungen der Abwendungsvereinbarung inner-

halb des ersten Monats nach Abschluss der Abwendungsvereinbarung in Textform zu er-

heben. Dies wird damit begründet, dass der Haushaltskunde die Abwendungsvereinba-

rung in der Regel innerhalb kurzer Fristen annehmen muss und sich in einer Zwangslage 

befindet, da er eine Versorgungssperre abwenden möchte. Mit dieser Vorgabe soll auch 
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verhindert werden, dass der Kunde in der Abwendungsvereinbarung Forderungen als un-

streitig anerkennt, gegen die er rechtliche Einwände bei näherer Prüfung geltend machen 

würde. 

 

Diese Regelung übersieht dabei aber, dass nach § 118b Abs. 4 Satz 3 und 4 EnWG eine 

Unterbrechung der Versorgung nur wegen fälligen und unstreitigen Zahlungsverpflichtun-

gen angedroht werden darf. Über diesen fälligen und unstreitigen Zahlungsrückstand soll 

dann die Abwendungsvereinbarung geschlossen werden. Der Kunde läuft damit nicht Ge-

fahr, mit der Abwendungsvereinbarung unstreitige Forderungen anzuerkennen. Ein über 

das dem Kunden zustehende gesetzliche Widerrufsrecht hinausgehendes Schutz- und Re-

gelungsbedürfnis besteht mithin nicht.  

 

§ 118b Abs. 7 Satz 4 EnWG ist daher ersatzlos zu streichen. 

 

Zu § 118b Abs. 7 Satz 5 bis 8 EnWG 
 

Nach diesen Regelungen soll der Kunde verpflichtet sein, die Zahlungsrückstände in einem 

für ihn und seinen Energielieferanten wirtschaftlich zumutbaren Zeitraum zu begleichen. 

Für die Bemessung des Zeitraums soll die Höhe der Zahlungsrückstände maßgeblich ein-

zubeziehen, Einwände des Kunden im Hinblick auf Zeitraum und Höhe der Raten aber zu 

berücksichtigen sein. In der Regel soll je nach Höhe des Zahlungsrückstandes ein Zeitraum 

von 6 bis 18 Monaten als zumutbar gelten. Dem Haushaltskunden soll aber eine schnellere 

Tilgung unbenommen bleiben. Das entspricht den bislang in der Grundversorgung be-

währten Regeln. 

 

Wenn sich die Zahlungsrückstände des Kunden jedoch auf mehr als 300 Euro belaufen 

sollten, kann – laut Begründung - ein Zeitraum von 6 bis 18 Monaten für die Begleichung 

der Zahlungsrückstände nicht mehr wirtschaftlich für den Kunden erreichbar sein. In die-

sen Fällen soll der Zeitraum der Abwendungsvereinbarung mindestens 12 bis höchstens 

24 Monate betragen. 

 

Der Betrag von mehr als 300 Euro, der zu einer Verlängerung der Laufzeit der Abwen-

dungsvereinbarung bis zu höchstens 24 Monaten führen kann, erscheint auf hypotheti-

schen Erwägungen zu beruhen und ist zu niedrig; denn ein Zahlungsrückstand von z.B. 320 

Euro würde bei einer Laufzeit von 24 Monaten zu einer monatlichen Rate von 13,33 Euro 

führen. Dies ist kein dem Energielieferanten im Massenkundengeschäft wirtschaftlich zu-

mutbarer Zeitraum. Als Grundsatz sollte hier auf jeden Fall immer gelten, dass die indivi-

duelle Höhe der Zahlungsrückstände für die Bemessung des Zeitraums maßgeblich sein 

muss. Der Grenzbetrag, bei dem im Einzelfall längere Laufzeiten in Betracht kommen kön-

nen, sollte mindestens 500 Euro betragen. 
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§ 118b Abs. 7 Satz 6 und 7 EnWG sollten daher wie folgt formuliert werden: 

 

Zumutbar ist im Regelfall ein Zeitraum von sechs bis 18 Monaten. Überschreiten die 

Zahlungsrückstände im Einzelfall die Summe von 500 Euro, kann dieser Zeitraum min-

destens zwölf bis höchstens 24 Monate betragen.  

 

Zu § 118b Abs. 7 Satz 10 und 11 EnWG 
 

Danach soll der Kunde die Möglichkeit erhalten, von seinem Energielieferanten eine Aus-

setzung seiner Verpflichtungen aus der Abwendungsvereinbarung hinsichtlich der monat-

lichen Ratenzahlungen, die einer Begleichung der Zahlungsrückstände dienen, während 

der Laufzeit der Abwendungsvereinbarung für insgesamt bis zu drei Monatsraten zu ver-

langen. Voraussetzung ist, dass der Kunde den Energielieferanten vor dem Beginn des je-

weiligen Monats, in dem er die Zahlung aussetzen möchte, darüber informiert und dass 

er seinen anderen laufenden Zahlungsverpflichtungen, insbesondere zur Zahlung der Ab-

schlagszahlung aus dem Energieliefervertrag, weiter nachkommt. In dem Zeitraum der 

Abwendungsvereinbarung kann der Haushaltskunde die Stundung flexibel in Anspruch 

nehmen. Er kann zum Beispiel sowohl die Aussetzung der Zahlungen in bis zu drei aufei-

nander folgenden Monaten als auch in bis zu drei einzelnen und frei wählbaren Monaten 

verlangen. 

 

Wenn der Kunde es verlangen kann, bedarf es einer Entscheidung des Energielieferanten, 

ob er diesem Verlangen zustimmt oder nicht. Wenn der Kunde den Energielieferanten nur 

vorab informieren muss, entscheidet allein der Kunde über die Aussetzung. Auch hier 

muss aber der Grundsatz des auch dem Energielieferanten wirtschaftlich Zumutbaren des 

§ 118b Abs. 7 Satz 5 EnWG gelten. 

 

§ 118b Abs. 7 Satz 10 bis 12 EnWG sollten daher wie folgt formuliert werden: 

 
Der Haushaltskunde kann in dem Zeitraum, den die Abwendungsvereinbarung umfasst, 

mit Zustimmung des Energielieferanten seine Verpflichtungen nach Satz 3 Nummer 1 

hinsichtlich der monatlichen Ratenzahlungsvereinbarung in Höhe von bis zu drei Mo-

natsraten aussetzen, solange er im Übrigen seine laufenden Zahlungsverpflichtungen 

aus dem Liefervertrag erfüllt. Der Haushaltskunde hat dies bei dem Energielieferanten 

vorab in Textform zu beantragen und die Gründe für die beantragte Aussetzung mitzu-

teilen. Im Falle einer Aussetzung nach Satz 10 verlängert sich der nach den Sätzen 6 

und 7 bemessene Zeitraum entsprechend. 
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Zu § 120 EnWG 
 

Der VKU lehnt die ersatzlose Aufhebung von §120 EnWG entschieden ab. 

 

Begründung: 

Die Begründung ist den Ausführungen zu Artikel 3 Nr. 3 Strompreisbremsgesetz (Ände-

rung der Stromnetzentgeltverordnung) zu entnehmen. 

 

Zu Artikel 3 | Änderung der Stromnetzentgeltverordnung 

Zu § 18 StromNEV 
 

Der VKU lehnt die Aufhebung des § 18 StromNEV entschieden ab. Sie bedroht den Wei-

terbetrieb dringend benötigter Anlagen und steht damit im Widerspruch zur übergeord-

neten Krisenbewältigungsstrategie, das Stromangebot auszuweiten bzw. zu erhalten.  

 

Der VKU lehnt die in Art. 3 Nr. 3 Strompreisbremsegesetz vorgesehene Aufhebung der 

Entgelte für dezentrale Einspeisung (§ 18 Stromnetzentgeltverordnung) entschieden ab. 

Ein so kurzfristiger und erheblicher Eingriff in die Erlösstruktur der dezentralen Erzeu-

gungsanlagen gefährdet den Betrieb der Anlagen und damit die Versorgungssicherheit. 

Das kann sich Deutschland gerade in der gegenwärtigen Situation am Strommarkt nicht 

leisten. Sowohl die Beschaffung der Brennstoffe als auch die Vermarktung des Stroms, 

aber auch die Einsatzplanung der Kraftwerke und die Revisionsplanung sind für 2023 be-

reits unter der Annahme erfolgt, dass vermiedene Netzentgelte erlöst werden können. 

Die Einsatzplanung müsste überdacht werden. Hier ist Bestandsschutz erforderlich. Dies 

gilt nicht nur für bereits bestehende Anlagen, sondern auch für Anlagen, die bis Ende 2022 

fertig gestellt werden. 

  

Die Annahme des Gesetzentwurfs, dass die Abschaffung der vermiedenen Netzentgelte 

zu einer Dämpfung der Stromkosten führt, ist aus Sicht des VKU nicht nachvollziehbar. Sie 

muss unbedingt hinterfragt werden. Wenn kurzfristig die Erlöse der Kraftwerke deutlich 

reduziert würden, wäre mit einem reduzierten Betrieb zu rechnen. Netzstrukturen, die 

von den dezentralen Erzeugungsanlagen stabilisiert werden, müssten angepasst werden. 

Das würde eine Kostensteigerung für den Stromkunden bewirken.  

  

Darüber hinaus ist zu beachten, dass das Strompreisbremsegesetz bei der Erlösober-

grenze Steinkohle und Gas aus guten Gründen ausnimmt. Von der Abschaffung der Ent-

gelte für dezentrale Einspeisung sind jedoch insbesondere Steinkohle- und Gas-KWK-

Anlagen betroffen, wodurch Nachteile für diese Anlagen entstehen. Bei Kohleanlagen 

kommt hinzu, dass für ihre restliche Laufzeit die Vergütung eine wesentliche Rolle spielt. 

Vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Energiekrise müssen die Strompreise möglichst 
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niedrig gehalten werden. Eine Benachteiligung der Erlössituation für Kraftwerke ist damit 

jedoch nicht vereinbar. 

 

Zu Artikeln 4 und 5 | Änderungen der Strom- und Gasgrundversorgungs-
verordnungen 
 
Zu den Artikeln 4 und 5 und den damit beabsichtigten Änderungen der §§ 19 StromGVV 

und GasGVV regen wir zunächst grundsätzlich an, den Wortlaut der §§ 19 Abs. 1 bis 7 

StromGVV und GasGVV inhaltsgleich durch den Wortlaut des § 118b Abs. 2 bis 9 EnWG in 

der Fassung der vorstehenden Änderungsvorschläge und mit der Maßgabe, dass statt 

“Haushaltskunde” der Begriff “Kunde” und statt “Energielieferant” der Begriff “Grundver-

sorger” verwendet wird, zu ersetzen. Damit werden vom systematischen Aufbau und vom 

Wortlaut her gleichlautende Regelungen für die Belieferung von Haushaltskunden in und 

außerhalb der Grundversorgung geschaffen. Das erleichtert die Rechtsanwendung und 

schafft mehr Transparenz für Verbraucher und Energielieferanten (Grundversorger). 

 

Sollte dies nicht möglich sein, regen wir jedoch unbedingt folgende Änderungen an: 

 

§ 19 Abs. 2 Satz 5 StromGVV und zu § 19 Abs. 2 Satz 5 GasGVV sollten entsprechend § 

118b Abs. 3 Satz 2 EnWG wie folgt gefasst werden: 

 

Der Grundversorger hat den Kunden mit der Androhung der Unterbrechung über die 

Möglichkeit zu informieren, Gründe für eine Unverhältnismäßigkeit der Unterbrechung, 

insbesondere eine Gefahr für Leib und Leben, in Textform mitzuteilen und auf Verlan-

gen des Grundversorgers glaubhaft zu machen. 

 

Ebenso wie außerhalb der Grundversorgung muss auch in der Grundversorgung das Recht 

des Grundversorgers bestehen, vom Kunden eine Glaubhaftmachung der Gründe, die für 

eine mögliche Unverhältnismäßigkeit der Unterbrechung sprechen, zu verlangen. Sachlich 

gerechtfertigte Gründe für eine differenzierte Betrachtung innerhalb und außerhalb der 

Grundversorgung sind nicht ersichtlich. 

 

§ 19 Abs. 5 Satz 4 und 5 StromGVV und § 19 Abs. 5 Satz 4 und 5 GasGVV sind ersatzlos 

zu streichen. 

 

Die Begründung entspricht der Begründung zu § 118b Abs. 7 Satz 4 EnWG. 

 

Nach § 19 Abs. 5 Satz 3 StromGVV und § 19 Abs. 5 Satz 3 GasGVV werden jeweils die 

beabsichtigten Sätze 4 bis 11 durch die nachfolgenden Sätze 4 bis 12 ersetzt. 
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Die Ratenzahlungsvereinbarung nach Satz 3 Nummer 1 muss so gestaltet sein, dass der 

Kunde sich dazu verpflichtet, die Zahlungsrückstände in einem für den Grundversorger 

sowie für den Kunden wirtschaftlich zumutbaren Zeitraum vollständig auszugleichen. 

Zumutbar ist im Regelfall ein Zeitraum von sechs bis 18 Monaten. Überschreiten die 

Zahlungsrückstände im Einzelfall die Summe von 500 Euro, kann dieser Zeitraum min-

destens zwölf bis höchstens 24 Monate betragen. In die Bemessung der Zeiträume nach 

den Sätzen 5 und 6 soll die Höhe der jeweiligen Zahlungsrückstände maßgeblich einflie-

ßen. Nimmt der Kunde das Angebot vor Durchführung der Unterbrechung in Textform 

an, darf die Strom- / Gaslieferung durch den Grundversorger nicht unterbrochen wer-

den lassen. Der Kunde kann in dem Zeitraum, den die Abwendungsvereinbarung um-

fasst, mit Zustimmung des Grundversorgers n seine Verpflichtungen nach Satz 3 Num-

mer 1 hinsichtlich der monatlichen Ratenzahlungsvereinbarung in Höhe von bis zu drei 

Monatsraten aussetzen, solange er im Übrigen seine laufenden Zahlungsverpflichtun-

gen aus dem Liefervertrag erfüllt. Der Kunde hat dies bei dem Grundversorger vorab in 

Textform zu beantragen und die Gründe für die beantragte Aussetzung mitzuteilen. Im 

Falle einer Aussetzung nach Satz 10 verlängert sich der nach den Sätzen 6 und 7 bemes-

sene Zeitraum entsprechend. Kommt der Kunde seinen Verpflichtungen aus der Abwen-

dungsvereinbarung nicht nach, ist der Grundversorger berechtigt, die Grundversorgung 

unter Beachtung des Absatzes 4 zu unterbrechen.  

 

Die Begründung entspricht der Begründung zu § 118b Abs. 7 Satz 6 und 7 sowie 10 und 

11 EnWG. 

 
Zur Neufassung des §§ 19 Abs. 5 Satz 5 StromGVV/GasGVV im Übrigen 
 
Der ersatzlose Wegfall des bislang in §§ 19 Abs. 5 Satz 5 StromGVV / GasGVV vorgesehe-

nen Rechts des Grundversorgers, bei Nichteinhaltung der Abwendungsvereinbarung die 

Grundversorgung zu unterbrechen, käme de facto einem Sperrmoratorium gleich, das 

aber nach der Grundsatzentscheidung der Bundesregierung (Meseberg-Beschlüsse) durch 

das Angebot von Abwendungsvereinbarungen gleichermaßen innerhalb und außerhalb 

der Grundversorgung vermieden werden soll. 

 

Damit ist es nach Auffassung des VKU nicht zu vereinbaren, dass an diesem zentralen 

Punkt zur Abwendungsvereinbarung in der Grundversorgung von Haushaltskunden an-

dere Regeln gelten sollen als bei der Versorgung von Haushaltskunden außerhalb der 

Grundversorgung.  
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Bei Rückfragen oder Anmerkungen stehen Ihnen zur Verfügung: 

 

Jan Wullenweber    Dr. Jürgen Weigt 

Bereichsleiter Energiesystem   Fachgebietsleiter Erneuerbare Energien 

und Energieerzeugung  

Abteilung Energiewirtschaft   Abteilung Energiewirtschaft 

 

Telefon: +49 30 58580-380   Telefon: +49 30 58580-387 
E-Mail: wullenweber@vku.de    E-Mail: weigt@vku.de  
 
Andreas Seifert 
Stv. Abteilungsleiter Recht, Finanzen und Steuern 
Bereichsleiter Recht 
 
Telefon: +49 30 58580-132 
E-Mail: seifert@vku.de  
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